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Vorwort 

Die zündende Idee zur vorliegenden Untersuchung entstand während meiner 
Tätigkeit als wissenschaftlicher Mitarbeiter am Eduard Pestel Institut für 
Systemforschung in Hannover, wo ich an der Erarbeitung verschiedener regio-
naler und überregionaler Wohnungsmarktuntersuchungen im gesamten Bundes-
gebiet beteiligt war. 

Diese Arbeit, die ich zwischen Dezember 1995 und November 1998 verfaßt 
habe, wurde vom Fachbereich Wirtschaftswissenschaften  der Universität Han-
nover im Dezember 1998 als Dissertation angenommen. Neben meinem Dok-
torvater Herrn Prof.  Dr. Lothar Hübl haben Frau Prof.  Dr. Ursula Hansen und 
Herr Prof.  Dr. Udo Müller ganz wesentlich am Promotionsverfahren  mitge-
wirkt. Die mündliche Prüfung fand am 8. Februar 1999 statt. 

Mein ganz besonderer Dank gilt Herrn Prof.  Dr. Lothar Hübl, der mit seiner 
konstruktiven, stets hilfsbereiten sowie wohlwollend-kritischen Begleitung 
meiner Dissertation wesentlich zum Gelingen des Vorhabens beigetragen hat. 

Hannover, im Juni 1999 Der  Verfasser 
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Α. Problemstellung und Grundlagen der Untersuchung 

I. Grundsätzliche Problemstellung 

Seit dem 1. Juli 1990 gilt für die neuen und die alten Bundesländer eine 
Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion. Der wirtschaftliche Zusammenschluß 
des bis dahin geteilten Deutschlands wurde ad hoc an einem Termin vollzogen. 
Auf diese Weise sollte die soziale Marktwirtschaft  nach westdeutschem Muster 
in den neuen Bundesländern eingeführt  werden. Die staatliche Einheit folgte 
gemäß den Bestimmungen des Einigungsvertrages vom 31. August 1990 kurz 
darauf am 3. Oktober 1990. 

Wie für alle anderen Bereiche des Wirtschaftsgeschehens war diese Entwick-
lung auch für das Wohnungswesen mit einer Vielzahl von Veränderungen ver-
bunden. So erstreckt sich heute der verfassungsmäßige Auftrag der Bundespoli-
tik gemäß Artikel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes auch auf die neuen Bundes-
länder. Danach wird der Politik die Vorgabe erteilt, einheitliche Lebensverhält-
nisse in den einzelnen Regionen der Bundesrepublik zu schaffen.  Da es sich 
beim Wohnen um ein nicht substituierbares Grundbedürfhis  aller Menschen 
handelt, leitet sich für die Wohnungspolitik im Zusammenhang mit dieser Auf-
gabe eine besondere Bedeutung ab. 

Die wesentlichen wohnungspolitischen Ziele für die Bundesrepublik sind in 
§ 1 des IL Wohnungsbaugesetzes formuliert.  Neben dem sehr allgemein vorge-
gebenen Ziel einer ausreichenden Wohnungsversorgung für alle Bevölkerungs-
schichten wird dort dem breitgestreuten Individualeigentum an Wohnungen ein 
besonderes Gewicht beigemessen. Der Einigungsvertrag von 1990 folgt in Arti-
kel 22 Absatz 4 dieser Vorgabe und sieht zunächst die Übertragung der bisher 
volkseigenen Wohnungen in das Eigentum der Kommunen vor. Damit soll der 
erste Schritt erfolgen, den „Wohnungsbestand unter Berücksichtigung sozialer 
Belange schrittweise in eine marktwirtschaftliche  Wohnungswirtschaft"1 zu 
überführen. 

Für die zweite Etappe auf dem Weg in die soziale Wohnungsmarktwirtschaft 
ist die Privatisierung bereits ausdrücklich im Einigungsvertrag vorgesehen. 
Danach soll sie vorrangig in Form eines Verkaufs unmittelbar an Mieter als 

1 Artikel 22 Absatz 4 des Einigungsvertrages. 



2 Α. Problemstellung und Grundlagen der Untersuchung 

Mittel zur beschleunigten Bildung individuellen Wohneigentums umgesetzt 
werden. 

Ab dem Jahr 1990 wurden, den Bestimmungen des Einigungsvertrages fol-
gend, über zwei Millionen der ehemals volkseigenen Wohnungen einschließlich 
der auf ihnen lastenden Verbindlichkeiten aus der DDR-Zeit direkt auf die 
Kommunen übereignet.2 Die große Mehrheit der Städte und Gemeinden hat an-
schließend die Wohnungen mit den ihnen zugeordneten Altkrediten auf kommu-
nale Wohnungsunternehmen übertragen. Auf diese Weise sollten die Grundla-
gen für eine effiziente  Bewirtschaftung des kommunalen Wohnungsbestandes 
und für eine anschließende Privatisierung von Teilen des Bestandes gelegt wer-
den. 

Über die Privatisierung des ehemals volkseigenen Wohnungsbestandes hin-
aus strebte die Politik in den Jahren unmittelbar nach der Wiedervereinigung 
auch eine eigentumsrechtliche Umstrukturierung der Wohnungsgenossenschaf-
ten aus der DDR-Zeit an. Die Wohnungsgenossenschaften spielten in der Ge-
schichte der DDR eine wichtige Rolle für die Wohnungsversorgung, und es war 
ihnen im Jahr 1990 fast ein Fünftel des Gesamtwohnungsbestandes zuzuordnen. 
Anders als in der Bundesrepublik, wo die Genossenschaften dem Privatsektor 
zuzurechnen sind, handelte es sich bei den Wohnungsgenossenschaften der 
DDR genau wie beim Volkseigentum um eine sogenannte sozialistische Eigen-
tumsform. Analog zur Übertragung der meisten staatlichen Wohnungen auf 
kommunale Wohnungsgesellschaften erfolgte eine Umwandlung der ehemaligen 
„DDR-Wohnungsgenossenschaften" in Genossenschaften nach der Rechtskon-
struktion, wie sie in der Bundesrepublik üblich ist. Genau wie bei den staatli-
chen Wohnungen konnten dabei die Altkredite aus der DDR-Zeit, welche auch 
auf den Genossenschaftswohnungen lasteten, auf die neuen Genossenschaften 
übertragen werden. Aufgrund der im Vergleich zu westdeutschen Verhältnissen 
überdimensionalen Größe und Bedeutung der ostdeutschen Genossenschaften 
besteht in der Bundespolitik ein weitgehender Konsens darüber, daß der genos-
senschaftliche Sektor ebenfalls über Verkäufe von Bestandswohnungen an die 
Bewohner zur Bildung individuellen Wohneigentums beitragen soll. 

In den ersten Jahren nach der Wiedervereinigung gelang den kommunalen 
und genossenschaftlichen Gesellschaften nur der Verkauf weniger Wohnungen 
direkt an die Mieter. Auch aus diesem Grund konkretisierte der Gesetzgeber im 

2 Eine Ausnahme bilden etwa 150.000 Wohnungen aus dem Bestand ehemaliger 
DDR-Betriebe, Landwirtschaftlicher  Produktionsgenossenschaften (LPG) und Volks-
eigener Güter (VEG). Diese Wohnungen wurden zunächst zur weiteren Verwertung auf 
die Treuhand Gesellschaft übertragen. Seit der Auflösung der Treuhand hat die neuge-
gründete Treuhand Liegenschaftsgesellschaft  (TLG) die Verwertung des Bestandes 
übernommen (Vgl. TLG  Treuhand  Liegenschaftsgesellschaft  (1996), S. 8 ff.;  Barthling-
Schattevoy  ( 1998), S. 76 und Söhngen ( 1995), o. S.). 



II. Ziel und Aufbau der Untersuchung 3 

Juni 1993 die Privatisierungsziele mit dem Erlaß des Altschuldenhilfe-Gesetzes 
(AHG)3. Mit diesem Gesetz bot der Bund den kommunalen und genossen-
schaftlichen Trägern der Wohnungswirtschaft  an, die Altschulden aus der DDR-
Zeit bis auf einen Restbetrag von 150 DM/m2 zu übernehmen. Die Unterneh-
men, die diese Teilentlastung in Anspruch nahmen, mußten damit allerdings 
gleichzeitig die Verpflichtung eingehen, bis zum Jahresende 2003 mindestens 
15 Prozent ihres Wohnungsbestandes vornehmlich an die Mieter zu privatisie-
ren bzw. im Fall der Genossenschaften zu veräußern.4 

In der Folge konnten mehr Wohnungen verkauft  werden, als es noch vor 
Klärung der Altschuldenfrage der Fall war. Insgesamt blieb der quantitative 
Privatisierungserfolg  dennoch weit hinter der erhofften  Größenordnung zurück. 
Das gilt zumindest für Verkäufe direkt an die Mieter als Selbstnutzer, worin das 
Hauptziel der Privatisierungsaktivitäten in den neuen Bundesländern zu sehen 
ist. Demgegenüber wurden verstärkt sogenannte mieternahe Privatisierungen 
durchgeführt,  die beispielsweise an Investoren gingen, welche als Zwischener-
werber auftraten und sich zu einer späteren Weiterveräußerung an Mieter ver-
pflichten mußten. 

Viele kommunale und genossenschaftliche Wohnungsunternehmen sind zum 
aktuellen Zeitpunkt trotz der erweiterten Handlungsmöglichkeiten durch den 
Einsatz mieternaher Verkaufsformen  immer noch deutlich davon entfernt,  die 
Privatisierungsauflage  nach dem AHG zu erfüllen. Insgesamt konnte die Priva-
tisierung bisher auch nur in eingeschränktem Ausmaß zur Bildung von indivi-
duellem Wohneigentum beitragen. Die Privatisierungsfrage  hat also heute für 
die Wohnungspolitik als Teil der Wirtschafts- und Sozialpolitik in den neuen 
Ländern im Vergleich zur Situation des Jahres 1990 nicht an Ak-tualität verlo-
ren, und es besteht nach wie vor ein großer wissenschaftlicher und politischer 
Diskussionsbedarf. 

I I . Ziel und Aufbau der Untersuchung 

Vor dem beschriebenen Hintergrund soll die vorliegende Arbeit eine volks-
wirtschaftliche Analyse der Wohnungsprivatisierung in Ostdeutschland liefern. 
Mit einer generellen Einschätzung des Stellenwertes von Wohnungsprivatisie-

3 Gesetz über Altschuldenhilfen für Kommunale Wohnungsunternehmen, Woh-
nungsgenossenschaften und private Vermieter in dem in Artikel 3 des Einigungsvertra-
ges genannten Gebiet (Altschuldenhilfe-Gesetz), BGBl. 1993 I., S. 986. 

4 Wenn in der Folge ganz allgemein die Begriffe  ,Privatisierung  '  und , Wohnungsge-
sellschaften  '  verwendet werden, so schließen diese Oberbegriffe  alle Belange der kom-
munalen Wohnungsunternehmen und der Wohnungsgenossenschaften mit ein (Vgl. 
Barthling-Schattevoy  (1998), S. 84.), es sei denn, es wird ausdrücklich gesondert auf die 
Genossenschaften oder den kommunalen Wohnungsbestand eingegangen. 

2 Plesse 


